
Abschnitt A Fahrrad und Fahrradteile

§   1	 Versicherte Sachen, nicht versicherte Sachen

1.	 Versichert sind die in der Anlage I bezeichneten bzw. nachgemelde- 
	 ten Fahrräder mit oder ohne Hilfsmotor (elektrounterstütztes Fahr- 
	 rad bzw. Pedelec). 
2.	 Versicherbar sind Fahrräder
	 a)	 mit einer Versicherungssumme bis 10.000 EURO und
	 b)	 die zum Zeitpunkt des Einbeziehens in den Rahmenvertrag nicht  
		  älter als 6 Monate sind, gerechnet ab dem Kaufdatum des Erst- 
		  erwerbs.
3.	 Nicht versichert sind:
	 a)	 Fahrräder, für die eine Versicherungs- oder Führerscheinpflicht  
		  besteht; 
	 b)	 Verkaufsfahrräder (z. B. mit Verkaufsstand oder Verkaufsaufbau- 
		  ten);
	 c)	 Ausstellungsfahrräder (z. B. Werbe- oder Informationsstand).

§   2 	Neu hinzukommende Risiken / Ausschluss von Risiken /
	 Wegfall von Risiken

1.	 Neu hinzukommende Fahrräder sind unverzüglich (innerhalb von  
	 vier Wochen ab Kaufdatum) unter Angabe der Rahmennummer  
	 und der Versicherungssumme dem Versicherer zur Aufnahme in  
	 den Rahmenvertrag anzuzeigen. Bei fristgerechter Meldung be- 
	 steht Versicherungsschutz ab dem Kaufdatum. Bei verspäteter  
	 Meldung besteht Versicherungsschutz ab dem Meldezeitpunkt.

2.	 Versicherte Risiken können frühestens 36 Monate nach dem Kauf- 
	 datum (Rechnungsdatum) aus dem Rahmenvertrag ausgeschlos- 
	 sen werden. Der Ausschluss erfolgt zum nächsten 01.01. und ist  
	 dem Versicherer bis zum 30.11. durch die Übermittlung der nach- 
	 gepflegten Anlage I mitzuteilen.
3.	 Fällt ein versichertes Risiko nach dem Beginn der Versicherung  
	 weg (z. B. durch Veräußerung eines versicherten Fahrrades), er- 
	 lischt der Versicherungsschutz mit dem Zeitpunkt des Wegfalls des  
	 Risikos. Der Wegfall eines versicherten Risikos ist dem Versicherer  
	 unverzüglich, durch die Übermittlung der nachgepflegten Anlage I,	
	 mitzuteilen. 

§   3 	Versicherte Gefahren und Schäden, Ausschlüsse

	 Der Versicherer leistet Entschädigung bei:
1.	 Diebstahl
	 a)	 Bei Verlust des Fahrrades durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl  
		  oder Raub erfolgt eine Regulierung entsprechend § 4 Nr. 1.
	 b)	 Bei Diebstahl von fest mit dem Fahrrad verbundenen Teilen  
		  (auch Akkus) erstattet der Versicherer die Ersatzteile einschließ- 
		  lich des angefallenen Arbeitslohnes, höchstens jedoch den  
		  Wert des Fahrrades entsprechend § 4 Nr. 1. 
	 c)	 Bei Diebstahl des Fahrrades aus einem abgestellten Kraftfahr- 
		  zeug besteht Versicherungsschutz, wenn das Kraftfahrzeug ver-  
		  bzw. abgeschlossen ist. Versicherungsschutz besteht auch bei  
		  Diebstahl von daran angebrachten, mit Verschluss gesicherten  
		  Fahrradträgern, sofern das Fahrrad gesondert mit einem  
		  Schloss gemäß § 7 Nr. 1 b) fest mit dem Fahrradträger verbun- 
		  den ist.
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Ammerländer
Versicherungseit 1923

Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit VVaG

Präambel
Durch dieses Versicherungsprodukt versichern Sie Ihre E-Bikes/Pedelecs oder Fahrräder in einem Rahmenvertrag. Diese Räder dürfen 
keiner Versicherungs- oder Führerscheinpflicht unterliegen. Das beschriebene Produkt richtet sich ausschließlich an Gewerbetreibende 
sowie Freiberufler. Die versicherten Räder dürfen zu privaten oder dienstlichen Zwecken genutzt sowie verliehen und vermietet werden. 

Beachten Sie, dass eine Nichteinhaltung zum Verlust des Versicherungsschutzes führen kann. Bitte lesen Sie die Versicherungsbedin-
gungen vollständig und gründlich durch und bewahren Sie sie sorgfältig auf. Wir als Versicherer kommen nicht ganz ohne Fachbegriffe 
aus. Diese sind nicht immer leicht verständlich. Wir möchten aber, dass Sie Ihre Versicherung gut verstehen. Zögern Sie nicht, uns bei 
Unklarheiten anzusprechen.
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	 Nicht versichert sind Verlieren, Stehen- oder Liegenlassen des  
	 Fahrrades oder Diebstahlschäden, wenn das Fahrrad nicht ent- 
	 sprechend § 7 Nr. 1 b) gegen Diebstahl gesichert wurde.
2.	 Nicht versichert sind:
	 a)	 Beschädigungen jeglicher Art;
	 b)	 Schäden, für die ein Dritter vertraglich oder gesetzlich einzuste- 
		  hen hat als Hersteller, Verkäufer, aus Reparaturauftrag oder 
		  sonstigem vertraglichen Verhältnis;
	 c)	 Schäden, die der Versicherungsnehmer oder berechtigte Besit- 
		  zer vorsätzlich herbeigeführt haben;
	 d)	 Abhandenkommen an nicht fest mit dem Fahrrad verbundenen  
		  Teilen (z. B. Trinkflaschen, Fahrradkörbe, Kindersitze) sowie  
		  nachträglich an das Fahrrad angebaute Teile aus Carbon. 

§   4 	Leistungsumfang

1.	 Entschädigung bei Diebstahl
	 Der Versicherer erstattet die Kosten für den Kauf eines neuen Fahr- 
	 rades in gleicher Art und Güte (Neuwert), maximal die vereinbarte  
	 Versicherungssumme.
2.	 Voraussetzung für eine Entschädigung ist, dass die erforderlichen  
	 Kosten der Wiederbeschaffung (gleicher Art und Güte) durch den  
	 Original-Händlerkaufbeleg oder der Reparaturrechnung nachge- 
	 wiesen werden.

Abschnitt B Allgemeines

§   5 	Geltungsbereich

	 Der Versicherungsschutz gilt weltweit ohne zeitliche Begrenzung.

§   6 	Versicherungssumme, Entschädigungsgrenze

1.	 Die Versicherungssumme beträgt maximal 10.000 EURO und dient  
	 der Beitragsberechnung. Sie setzt sich zusammen aus dem Händ- 
	 ler-Verkaufspreis des Rades einschließlich der fest mit dem Fahrrad  
	 verbundenen und zur Funktion gehörenden Teile sowie dem  
	 Schloss.
2.	 Die Versicherungssumme kann netto (ohne Umsatzsteuer) oder 
	 brutto (mit Umsatzsteuer) sein und wird durch die Versteuerungsart
	 des Versicherungsnehmers geregelt. 
 

§   7 	Obliegenheiten des Versicherungsnehmers, Nutzers

1. 	 Vor Eintritt des Versicherungsfalles
	 a)		  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
	 aa)	 den Nutzer /die Nutzer des Fahrrades /der Fahrräder  
			   über die Obliegenheiten nach Nr. 1 b) und die Rechtsfol- 
			   gen einer Obliegenheitsverletzung nach Nr. 3 b) aufzu- 
			   klären und dies zu dokumentieren.
	 bb)	 wenn das versicherte Fahrrad (auch aus Carbon) kei- 
			   ne Rahmennummer hat, dieses bei der Polizei, beim  
			   Fachhändler oder beim Allgemeinen Deutschen Fahrrad  
			   Club e. V. (ADFC) codieren zu lassen.
	 b)		  Der Nutzer ist verpflichtet, bei Nichtgebrauch das ver- 
			   sicherte Fahrrad
	 aa)	 jederzeit mit einem eigenständigen verkehrsüblichen  
			   Schloss (kein Zahlenschloss) zu sichern.
	 bb)	 zum Schutz gegen Wegtragen / Diebstahl an einen fes- 
			   ten Gegenstand (z. B. Laternenpfahl, Fahrradständer,  
			   Baum, Straßenschild) anzuschließen. 
	 cc)	 Bei Unterbringung in gemeinschaftlich genutzten Räu- 
			   men ist der Verschluss nach aa) zu erfüllen. Bei Unter- 
			   bringung in einem ausschließlich selbstgenutzten ab- 
			   geschlossenen Gebäude / Raum / Schuppen entfallen  
			   die Verschlussvorschrift nach aa) und bb).

2. 	 Nach Eintritt des Versicherungsfalles
	 Der Versicherungsnehmer oder der Nutzer hat nach Eintritt des  
	 Versicherungsfalles
	 a)	 dem Versicherer den Schadeneintritt unverzüglich – ggf. auch  
		  mündlich oder telefonisch – anzuzeigen.
	 b)	 im Falle von Diebstahl / Einbruchdiebstahl / Raub oder Teiledieb- 
		  stahl die Rechnung für das versicherte Fahrrad und ggf. fest  
		  montierter Anbauteile einzureichen.

	 c)	 Schäden durch strafbare Handlungen unverzüglich der nächs- 
		  ten zuständigen oder erreichbaren Polizeidienststelle anzuzei- 
		  gen und den Versicherer bei der Polizei im Schadenprotokoll  
		  anzugeben.
	 d)	 im Falle von Leihrädern den letzten Mietvertrag einzureichen.
	 e)	 dem Versicherer auf Verlangen jede Auskunft in Textform (z. B.  
		  E-Mail, Telefax oder Brief) zu erteilen, die zur Feststellung des  
		  Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht  
		  des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über  
		  Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang der  
		  Entschädigungspflicht zu gestatten. 
	 f)	 alles zu vermeiden, was zu unnötigen Kosten führen könnte  
		  (Schadenminderungspflicht).

3. 	 Rechtsfolgen von Obliegenheitsverletzungen
	 a)	 Obliegenheitsverletzung des Versicherungsnehmers
		  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit  
		  nach Nr. 1 a) vorsätzlich und führt das dazu, dass das ent- 
		  wendete Fahrrad nicht ordnungsgemäß gesichert war,  
		  so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung  
		  frei. Das Gleiche gilt auch für die Obliegenheiten nach 
		  Nr. 2). Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit  
		  ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver- 
		  hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des  
		  Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen  
		  einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsneh- 
		  mer zu beweisen.
	 b)	 Obliegenheitsverletzung des Nutzers 
		  Verletzt der Nutzer des Fahrrades eine Obliegenheit nach 
		  Nr. 1 b) oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der  
		  Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger  
		  Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech- 
		  tigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der  
		  Schwere des Verschuldens des Nutzers entspricht. Das  
		  Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Ver- 
		  sicherungsnehmer zu beweisen.

§   8 	Wieder aufgefundene Sachen

1.	 Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat  
	 der  Versicherungsnehmer nach Kenntniserlangung dies dem Ver- 
	 sicherer unverzüglich in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief)  
	 anzuzeigen.
2.	 Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekom- 
	 menen Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Ent- 
	 schädigung gezahlt worden ist, so hat der Versicherungsnehmer  
	 die Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache dem Versiche- 
	 rer zur Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses 
	 Wahlrecht innerhalb eines Monats nach Empfang einer schriftlichen  
	 Aufforderung des Versicherers auszuüben. Nach fruchtlosem Ab- 
	 lauf dieser Frist geht das Wahlrecht auf den Versicherer über.

§   9 	Beginn, Dauer und Ablauf des Versicherungsschutzes

1.	 Beginn, Dauer und Ablauf des Versicherungsschutzes
	 Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelun- 
	 gen in § 10 zu dem im Versicherungsschein angegebenen  
	 Zeitpunkt. Neu hinzukommende Fahrräder sind ab dem  
	 Kaufdatum mitversichert, sofern die Meldung unverzüglich  
	 (innerhalb von vier Wochen ab Kaufdatum), unter Angabe  
	 der Rahmennummer und der Versicherungssumme an den 
	 Versicherer erfolgt ist.
2.	 Der Rahmenvertrag wird für eine Laufzeit von 3 Jahren  
	 abgeschlossen und verlängert sich stillschweigend um je- 
	 weils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien spätes- 
	 tens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versiche- 
	 rungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. Zum Zeit- 
	 punkt der Beendigung des Rahmenvertrages erlischt der  
	 Versicherungsschutz für alle bereits gemeldeten Fahrräder  
	 sowie der noch nicht gemeldeten Fahrräder. 

§ 10 	Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie, Folgen verspäteter  
	 Zahlung oder Nichtzahlung

1.	 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie
	 Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Beste- 
	 hen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des 



	 vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versiche- 
	 rungsbeginns zu zahlen. 
	 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Ver- 
	 tragsschluss, ist die erste oder einmalige Prämie unverzüglich nach  
	 Vertragsschluss zu zahlen.
	 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz  
	 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz  
	 erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist. 
	 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungs- 
	 nehmers oder  getroffenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder  
	 einmalige Prämie frühestens einen Monat nach Zugang des Ver- 
	 sicherungsscheins zu zahlen. Bei Vereinbarung der Prämienzahlung  
	 in Raten gilt die erste Rate als erste Prämie.
2.	 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
	 Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 1  
	 maßgebenden  Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der  
	 Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung  
	 nicht bewirkt ist. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der  
	 Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten  
	 hat.
3.	 Leistungsfreiheit des Versicherers
	 Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie  
	 nicht zu dem nach Nr. 1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so  
	 ist der Versicherer für einen vor Zahlung der Prämie eingetretenen  
	 Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Ver- 
	 sicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. 
	 E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen auffälligen Hinweis im  
	 Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der 
	 Prämie aufmerksam gemacht hat. Die Leistungsfreiheit tritt jedoch  
	 nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu 
	 vertreten hat.

§ 11 	Folgeprämie

1.	 Fälligkeit 
	 a)	 Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jewei- 
		  ligen Versicherungsperiode fällig.
	 b)	 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Ver- 
		  sicherungsschein oder in der Prämienrechnung angegebenen  
		  Zeitraums bewirkt ist.
2.	 Schadenersatz bei Verzug
	 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in  
	 Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den  
	 Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.
3.	 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung
	 a)	 Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht  
		  rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie auf dessen Kos- 
		  ten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zur Zah- 
		  lung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens  
		  zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung be- 
		  stimmen (Mahnung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn  
		  der Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge der  
		  Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
		  außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und  
		  Kündigungsrecht – aufgrund der nicht fristgerechten  
		  Zahlung hinweist. 
	 b)	 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungs- 

		  frist ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungs- 
		  nehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der Zah- 
		  lung der Prämie oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, 
		  so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung  
		  frei.
	 c)	 Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung  
		  gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung 
		  einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen,  
		  sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der  
		  geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann  
		  mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden  
		  werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der  
		  Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zah- 
		  lung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer  
		  bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen.
4.	 Zahlung der Prämie nach Kündigung
	 Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungs- 
	 nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder,  
	 wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, in- 
	 nerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung leistet.  
	 Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers  
	 (Nr. 3 b) bleibt unberührt.

§ 12 	Lastschriftverfahren

1.	 Pflichten des Versicherungsnehmers
	 Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren vereinbart  
	 worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit  
	 der Prämie für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.
2.	 Änderung des Zahlungsweges
	 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder  
	 mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht  
	 eingezogen werden können, ist der Versicherer berechtigt, die  
	 Lastschriftvereinbarung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief)  
	 zu kündigen. Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzu- 
	 weisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die aus- 
	 stehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu übermitteln.  
	 Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlge- 
	 schlagenen Lastschrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in  
	 Rechnung gestellt werden.

§ 13 	Form der Erklärungen des Versicherungsnehmers

	 Sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers  
	 sind – soweit nicht gesondert geregelt – in Textform (z. B. E-Mail,  
	 Telefax oder Brief) an den Versicherer zu richten.

§ 14 	Schlussbestimmung

1.	 Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes be- 
	 stimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Mündliche Verein- 
	 barungen sind ungültig.
2.	 Erfüllungsort und Gerichtsstand ist 26655 Westerstede.
3.	 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

Vorstand: Axel Eilers (Vorsitzender) . Gerold Saathoff
Aufsichtsratsvorsitzender: Helmut Oeltjendiers

Registergericht Oldenburg HRB 201743
Rechtsform: Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit VVaG

Ammerländer
Versicherungseit 1923

Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit VVaG

. . . einfach eine

     gute Wahl!


